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2. Die Mitarbeiter der Staatlichen Finanzrevision 
haben das Recht,

— alle erforderlichen Dokumente und Unterlagen 
einzusehen, mündliche und schriftliche Erklärun­
gen zu verlangen und Besichtigungen in den 
volkseigenen Betrieben, Staats- und wirtschafts­
leitenden Organen und staatlichen Einrichtun­
gen vorzunehmen

— bei dem zuständigen kontoführenden Geld- und 
Kreditinstitut Auskunft über den Stand und die 
Bewegung der Bank- oder Postscheckkonten ein­
zuholen

— in besonderen Fällen Gutachten zur besseren Be­
urteilung ökonomischer Tatbestände anzufordern 
und

— von den Leitern der volkseigenen Betriebe, 
Staats- und wirtschaftsleitenden Organe und 
staatlichen Einrichtungen zu verlangen, daß die­
jenigen Leiter und Mitarbeiter, die gegen die 
sozialistische Gesetzlichkeit verstoßen, die falsche 
Angaben machen, Unzulänglichkeiten zudecken 
und Volksvermögen verschwenden, zur Verant­
wortung gezogen werden.

3. Der Minister der Finanzen ist berechtigt, die so­
fortige Abführung von Beträgen an den Staatshaus­
halt zu beauflagen, wenn

— Mittel, die an den Staatshaushalt abzuführen 
sind, entgegen den gesetzlichen Bestimmungen 
zurückgehalten werden

— Mittel, die der Staatshaushalt zur Verfügung ge­
stellt hat, entgegen den gesetzlichen Bestimmun­
gen angefordert oder verwendet wurden

— bei der Aufstellung finanzieller Pläne gegen ge­
setzliche Bestimmungen verstoßen wurde.

Werden Auflagen der Staatlichen Finanzrevision 
nicht vollständig oder nicht termingemäß erfüllt, 
ist der Minister der Finanzen berechtigt, die zeit­
weilige Sperrung von Konten anzuweisen. Der Mini­
ster der Finanzen hat die Kontensperre aufzuheben, 
wenn die Auflagen erfüllt wurden.

Bei Auflagen zur sofortigen Abführung von Be­
trägen an den Staatshaushalt und Anweisungen zur 
zeitweiligen Sperrung von Konten gegenüber volks­
eigenen Betrieben, Staats- und wirtschaftsleitenden 
Organen und staatlichen Einrichtungen hat der 
Minister der Finanzen den zuständigen Leiter des 
übergeordneten Staats- bzw. wirtschaftsleitenden 
Organs zu informieren.

V.

1. Die Leiter der volkseigenen Betriebe, Staats- und 
wirtschaftsleitenden Organe und staatlichen Ein­
richtungen haben das Recht, gegen Revisionsl'est- 
stellungen und Auflagen der Staatlichen FinanzT 
revision Einspruch einzulegen. Der Einspruch ist 
bei der Schlußbesprechung geltend zu machen und 
im Revisionsprotokoll zu vermerken. Innerhalb von 
15 Tagen ist der Einspruch schriftlich zu begründen

und an die für die Prüfung zuständige Inspektion 
der Staatlichen Finanzrevision zu übersenden.

a) Der Minister der Finanzen entscheidet über Ein­
sprüche der Minister und der Leiter anderer 
zentraler Staatsorgane sowie der Vorsitzenden 
der Räte der Bezirke

b) Der Leiter der Staatlichen Finanzrevision ent­
scheidet über Einsprüche der Generaldirek­
toren der WB und der Leiter anderer wirt­
schaftsleitender Organe, die den zentralen 
Staatsorganen unterstehen, nach Beratung mit 
den zuständigen Ministerien bzw. anderen 
zentralen Staatsorganen

c) Der Leiter der zuständigen Inspektion der Staat­
lichen Finanzrevision entscheidet über Ein­
sprüche der Leiter der volkseigenen Betriebe, 
Staats- und wirtschaftsleitenden Organe und 
staatlichen Einrichtungen, soweit nicht unter 
Buchstaben а und b genannt, nach Beratung mit 
dem für diese Betriebe, Einrichtungen und 
Organe zuständigen übergeordneten Leiter.

2. Gegen die Einspruchsentscheidung des Leiters der 
Staatlichen Finanzrevision bzw. des Leiters der zu­
ständigen Inspektion besteht das Recht der Be­
schwerde. Die Beschwerde ist innerhalb von 
21 Tagen nach Erhalt der Einspruchsentscheidung 
schriftlich einzulegen und zu begründen.

a) Der Minister der Finanzen entscheidet die Be­
schwerden über Einspruchsentscheidungen des 
Leiters der Staatlichen Finanzrevision

b) Der Leiter der Staatlichen Finanzrevision ent­
scheidet die Beschwerden über Einspruchsent­
scheidungen der Leiter der Inspektionen der 
Staatlichen Finanzrevision.

3. Die Einsprüche und Beschwerden sind nach den 
Grundsätzen des Erlasses des Staatsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 27. Fe­
bruar 1961 über die Eingaben der Bürger und die 
Bearbeitung durch die Staatsorgane (GBl. I S. 7) zu 
behandeln.

VI.

1. Der Minister der Finanzen trägt die Verantwortung 
für die planmäßige Durchführung der staatlichen 
Finanzrevisionen in allen Bereichen der Volkswirt­
schaft.

Er organisiert im Aufträge des Ministerrates die 
staatliche Finanzrevision als einheitliche, von den 
Staats- und wirtschaftsleitenden Organen unab­
hängige Finanzrevision. Er erläßt dazu verbind­
liche Revisionsrichtlinien und bestimmt die Schwer­
punkte der Revisionstätigkeit.

Der Minister der Finanzen legt das Verfahren der 
Prüfung und Bestätigung der Ordnungsmäßigkeit 
der Jahresbilanzen und der Jahreshaushaltsrech­
nungen entsprechend der Größe und der volkswirt­
schaftlichen Bedeutung der volkseigenen Betriebe 
und der Staats- und wirtschaftsleitenden Organe


